
   

Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung für das Gewerbegebiet

      "Münchener Straße West"
  
             Gemeinde Oberpframmern, Landkreis Ebersberg

Der Bebauungsplan umfasst die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereiches liegenden 
Flurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 

Die Gemeinde Oberpframmern erlässt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2, 2a, 3, 4 
bis 4c, 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), der Art. 81 Abs. 3, Art. 6 und 7 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), des Art. 4 Bayerisches Naturschutz-
gesetz (BayNatschG) und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), jeweils in 
der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des Bebauungsplanes gültigen Fassung, diesen 
Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung als 

                                                          Satzung.

Auszug aus dem Flächennutzungsplan – 9. Änderung der Gemeinde Oberpframmern,  
in der Fassung des Billigungsbeschlusses vom 01. 03. 2018 

Kein Maßstab, zur Maßentnahme nicht geeignet,  Rot umrandet  = Plangebiet  

A Festsetzungen zum Bebauungsplan

 1.                   Geltungsbereich

 1.1                             Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  

 2.                   Art der baulichen Nutzung

 2.1 GE     I a/b Gewerbegebiet (GE)  gem. § 8 BauNVO 
 2.2     GE/E  II         Gewerbegebiet (GE/E) gem. § 8 BauNVO mit Emissionsbeschränkungen 

                     Im Bereich I   sind nicht zulässig: 
•  Wohnungen gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 

Im Bereich  I und II sind ferner nicht zulässig: 
•  Anlagen für kirchliche Zwecke nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
•  Vergnügungsstätten nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 

Im Bereich II können Wohnungen gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise 
zugelassen werden, auch als freistehende Wohngebäude, soweit sie dem 
Gewerbebetrieb gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 
Die Lärmschutzvorgaben der schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung von Müller 
BBM vom 05. Mai 2017 (Bericht Nr. M131842/01) sind hierbei zu beachten. 

 3.                   Maß der baulichen Nutzung

 3.1       GRZ 0,6        zulässige Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO, z. B. 0,6, bezogen  
 auf die zukünftigen Baugrundstücke 

 3.2  Die zulässige Grundflächenzahl darf durch Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO   
  überschritten werden, und zwar  

im Bereich  I     auf bis zu GRZ 0,9 (gerundet) 
im Bereich  II     auf bis zu GRZ 0,8 (gerundet) 

 3.3                 Max. Giebelbreite im Bereich  I a    37.00 m 
  Max. Giebelbreite im Bereich  I b    25.00 m 
                       Max. Giebelbreite im Bereich  II    25.00 m  

  Stützenfreie Vordächer oder Rampenüberdachungen 
  werden bei der Ermittlung der Giebelbreite nicht mitgerechnet. 

 3.4                 Max. Wandhöhe im Bereich  I a      9.00 m 
Max. Wandhöhe im Bereich  I b      7.50 m 

                       Max. Wandhöhe im Bereich  II      7,50 m 
 Die nach den Festsetzungen zu Abgrabungen und Aufschüttungen zulässige 
Geländemodellierung gilt als „Geländeoberfläche“ im Sinne dieser Festsetzung. 

 3.5                 Max. Firsthöhe im Bereich  I a    12,50 m 
  Mindestfirsthöhe im Bereich I a      9,00 m 
  Max. Firsthöhe im Bereich  I b    11,50 m 
                       Max. Firsthöhe im Bereich  II    11,50 m 

 Die nach den Festsetzungen zu Abgrabungen und Aufschüttungen zulässige 
Geländemodellierung gilt als „Geländeoberfläche“ im Sinne dieser Festsetzung. 

3.6 Max. zulässige Lagerhöhe (LH) von Hochregalen, Materiallagern und ähnlichen 
Anlagen im Freien: 
innerhalb der Baugrenzen allgemein   
(außer schraffierte Teilfläche LH 7)      6,00 m 

   Teilfläche LH 7 im Bereich GE I a    7,00 m 
   Teilfläche LH 4 im Bereich GE I b und GE/E II   4,00 m 
    

 4.                   Bauweise

 4.1                             Baugrenzen 

 4.2  Die Abstandsflächen nach Bayerischer Bauordnung (BayBO) sind einzuhalten.   
  Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO findet keine Anwendung. 

 4.3  Bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück  
  lediglich unterbaut wird, sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 

 5.                   Gestaltung der Gebäude

 5.1                 Dachgestaltung  

 5.1.1  zulässige Dachformen Bereich I a:
•  gleichschenkelige Satteldächer   Dachneigung     7° - 15° 

Zulässige Dachformen Bereich I b und II:
•  gleichschenkelige Satteldächer   Dachneigung   15° - 23° 

Weitere zulässige Dachformen Bereich I und II: 
•  Pultdächer über max. ein Viertel der  

zulässigen Grundfläche     Dachneigung  10° - 15° 

•  Offene Überdachungen z. B. von Lagerplätzen, Stellplätzen, Laderampen 
und Ausstellungsflächen müssen sich aus der Formensprache und den 
Materialien analog der Festsetzungen zu Dachform und -deckung 
entwickeln. 

 5.1.2 Der First ist bei Hauptgebäuden nur in deren Längsrichtung zulässig. 

 5.1.3 Der Dachüberstand wird umlaufend mit mindestens 0,70 m festgesetzt.  

 5.1.4 Winkelbauten sind zulässig mit eigener Firstausbildung und bei gleicher Dachneigung  
 wie die Hauptgebäude. Winkelbauten sind Querbauten mit stehendem Giebeldach, die 
 mehr als  0.50 m vor die Außenwand vorspringen. 

 5.1.5  Dachaufbauten 
  Zwerchhäuser sind zulässig.  

Zwerchhäuser sind Dachaufbauten mit stehendem Giebeldach, die sich aus der 
Außenwand nach oben entwickeln oder max. 0.50 m vorspringen.  
Sie müssen mit ihrem First mind. 0.50 m unter dem Hauptfirst bleiben. 
Die Breite von Zwerchhäusern beträgt max. 75 % der Giebelbreite des Hauptgebäudes,  
bei freistehenden Wohngebäuden jedoch max. ein Drittel der Gebäudelänge  

 Dachgauben und Dacheinschnitte sind nicht zulässig. 
   

 8.                   Geländegestaltung

 8.1  Max. Höhe der Aufschüttung im Bereich  I  und  II   1.00 m 
Die festgesetzte Rampe sowie das Anfüllen des Böschungsbereiches östlich der 
Baugrenze von GE I a bis zur vorhandenen Böschungskrone sind  von dieser 
Höhenbegrenzung ausgenommen.  
Aufschüttungen müssen sich in Form, Maß, Verhältnis und Material in die 
Gesamtanlage harmonisch einfügen und den Geländegegebenheiten,  
insbesondere den Geländehöhen der Nachbargrundstücke, unterordnen.  

 8.2  Max. Tiefe  der Abgrabung im Bereich  I      1.50 m 
  Max. Tiefe  der Abgrabung im Bereich  II      0.50 m 

Lichtgräben bis 3,0 m lichte Weite ab der Fassade sind von dieser Festsetzung 
ausgenommen. 

 8.3                 Zur Sicherstellung der Höhenlage der Gebäude und der Geländegestaltung sind im  
  Eingabeplan Geländeschnitte entlang jeder Fassade mit Darstellung des vorhandenen  
  sowie des geplanten Geländeverlaufes vorzulegen. Die im Bebauungsplan  
  dargestellten Höhenlinien sind die Bezugshöhen für Aufschüttungen und 

Abgrabungen.  

 8.4      Innerhalb der dargestellten Abgrenzung ist die Errichtung einer Auffahrtsrampe  
   zulässig mit einer maximalen Aufschüttungshöhe von  3,50 m. 

Die südliche Abgrenzung der Rampe ist zulässig durch eine Stützwand. Die 
Höhe dieser Stützwand ist im Bereich der höchsten Aufschüttung bis 3,5 m 
zulässig.  
Die nördliche Abgrenzung der Rampe ist abzuböschen mit einer maximalen 
Steigung von  1 : 1,5.  

 8.5  Stützmauern sind zulässig bis zu einer Höhe von  0,70 m soweit die Festsetzungen zu 
Aufschüttung und Abgrabung eingehalten werden. 
(Diese Begrenzung gilt nicht für die Stützwand der Auffahrtsrampe) 

 9.                   Werbeanlagen

 9.1  Für Werbeanlagen gelten die Bestimmungen der Baugestaltungs- und Werbe-   
  anlagensatzung der Gemeinde Oberpframmern i. d. F. v.18. 05. 2011. 

 9.2  Über die Regelungen der Baugestaltungs- und Werbeanlagensatzung hinaus wird  
  folgendes festgesetzt:  

•  freistehende Werbeanlagen müssen einen Mindestabstand von 2,00 m 
zu den öffentlichen Verkehrsflächen einhalten und dürfen nur auf der privaten 
Grundstücksfläche aufgestellt werden. 

•  Pro Bebauungsplanparzelle ist max. eine 3,00 m² große bzw. max. 3,00 m lange 
freistehende Werbeanlage innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

•  Die Oberkante der Werbeanlage darf nicht höher als 3,00 m über der das 
Baugrundstück erschließenden Straßenoberkante liegen. 

 9.3         Fläche für Werbepylon für Hinweise allgemein 

 9.4           Fläche für Werbepylon für Hinweise zur inneren Verkehrslenkung 

9.5 Nur auf der jeweiligen „Fläche für Werbepylon“ ist die Errichtung eines Werbepylons mit 
allgemeinen Hinweisen bzw.  Hinweisen zur inneren Verkehrslenkung zulässig mit einer 
Höhe von max. 3,50 m und einer Breite max. 1,50 m. 

 Die Höhe wird gemessen von der Fahrbahnoberkante der St 2079 im Bereich der 
Einmündung 

10.                  Grünordnung

10.1   Baum, zu erhalten  

10.2   Gehölzgruppe aus Bäumen und Sträuchern, zu erhalten; 

10.3  Baum zu pflanzen, 1. Wuchsordnung, laut Artenliste 
  Hochstamm, mind. 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang 18-20; 

 im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen: Kronenansatz bei mind. 2,5 m, 
gerade Stammverlängerung, Seitenäste deutlich untergeordnet, 

  geringfügige Abweichungen gegenüber der Planzeichnung zulässig; 
    
10.4 Für die durch Planzeichen festgesetzten Bäume ist eine durchwurzelbare, 

spartenfreie Pflanzfläche von mind. 10 m2 je Baum mit einer Substrattiefe von 
mind. 1,5 m2 vorzusehen. Überdeckte Baumscheiben sind zulässig, wenn dies 
aus gestalterischen und funktionalen Gründen erforderlich ist. 

10.5              „ private Ortsrandeingrünung mit standortgerechten Gehölzen laut Artenliste, je 
ein Gehölz pro 3 m² Pflanzfläche, der Anteil an Bäumen beträgt mind. 5 %; 
durch Planzeichen festgesetzte Bäume können angerechnet werden; 
Ablagerungen und bauliche Anlagen sind nicht zulässig; 

  
10.6 öffentliche Ortsrandeingrünung mit standortgerechten Gehölzen laut Artenliste, 

je ein Gehölz pro 3 m² Pflanzfläche; der Anteil an Bäumen beträgt mind. 5 %; 
durch Planzeichen festgesetzte Bäume können angerechnet werden; 
Ablagerungen und bauliche Anlagen sind nicht zulässig;  

10.7   private Ortsrandeingrünung mit durch Planzeichen festgesetzten  
Bäumen 1. Wuchsordnung; die Anlage von Stellplätzen und Lagerflächen ist   
zwischen den Bäumen zulässig; alle anderen baulichen Anlagen sind nicht 
zulässig; 

10.8 private Grünfläche mit standortgerechten Gehölzen laut Artenliste, je ein Gehölz 
pro 3 m² Pflanzfläche; der Anteil an Bäumen beträgt mind. 5 %; die private 
Grünfläche muss in Ost-West-Richtung verlaufen und darf auch an die nördliche 
oder südliche Parzellengrenze verschoben werden;  

10.9   öffentliche Grünfläche im Bereich des Straßenraums: 
Die Grünflächen sind als magere extensive Wiesenstreifen auszubilden mit 
Einsaat von Regio-Saatgut (gem. FLL-Empfehlung), Ursprungsgebiet 17 - 
südliches Alpenvorland;  2 x jährliche Mahd ab dem 01.07; Schnittgut ist 
abzufahren; kein Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln; 

10.10                          Ökologische Ausgleichsfläche extern 
auf Fl. Nr. 1153 (Teilfläche), Gmkg. Oberpframmern,
auf Fl. Nr. 2168 (Teilfläche), Gmkg..Loitersdorf und 
auf Fl. Nr.   269 (Teilfläche), Gmkg. Oberpframmern, 
Aufwertung jeweils laut Umweltbericht 

10.11              Artenliste: 
  Für die durch Planzeichen bzw. Text festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen sind 
  Arten aus der nachfolgenden Liste zu verwenden. 

10.11.1           Heimische Laubbäume, Wuchsklasse 1 
  Hochstamm, 3 x verschult, mit Drahtballen, 16 - 18 
  in der Ortseingrünung zudem zulässig: 
  Solitär, 3 x verschult, mit Drahtballen, 250 - 300 
  Acer platanoides   Spitzahorn 
                       Acer pseudoplatanus   Bergahorn 
  Fagus sylvatica   Buche   
  Quercus robur    Stieleiche 
                       Tilia cordata    Winterlinde
  Tilia platyphyllos   Sommerlinde 

10.11.2           Heimische Laubbäume, Wuchsklasse 2 
  Hochstamm, 3 x verschult, mit Drahtballen, 16 - 18 
  in der Ortseingrünung zudem zulässig: 
  Solitär, 3 x verschult, mit Drahtballen, 200 - 250 
  Acer campestre   Feldahorn 
  Alnus incana    Weißerle 
                       Carpinus betulus   Hainbuche
  Prunus avium    Vogelkirsche 
  Prunus padus    Traubenkirsche 
                       Sorbus aria    Mehlbeere 
                       Sorbus aucuparia   Eberesche

Im Bereich der Erschließungsstraße  
zu pflanzen: 

  Tilia cordata ‚Greenspire’  Stadtlinde 

  Im Bereich südlich der Lärmschutzwand  
zu pflanzen: 

  Acer platanoides „Columnare“ Säulenahorn oder 
  Quercus robur „Fastigiata Koster“ Säuleneiche 

10.11.3 Sträucher 
 2 x v. 100-150 cm 
 Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 
 Corylus avellana   Haselnuss 
 Crataegus monogyna  Weißdorn 
 Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
 Ligustrum vulgare   Liguster 
 Prunus spinosa   Schlehe 
 Rosa spec.    Wildrose 
 Salix caprea    Öhrchenweide 
 Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 
 Lonicera xylosteum    Heckenkirsche 
 Salix spec.    Weide 
 Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 
 Viburnum opulus   Gemeiner Schneeball 

10.12 Nicht zulässig: 
 Thujen, Scheinzypressen und rotlaubige Gehölze als Heckenpflanzung 

10.13 Die Pflanzungen sind in der auf die Fertigstellung der Gebäude folgenden Pflanz- 
 periode (Frühjahr/Herbst) durchzuführen. Die Pflanzungen sind zu pflegen und zu 

erhalten, ausgefallene Bäume und Sträucher müssen nachgepflanzt werden. 

11.                  Einfriedungen

11.1                Einfriedungen sind als sockellose Staketenzäune oder als Drahtzäune  
auszubilden, Abstand zur Oberkante Gelände mind. 15 cm; 

  Toranlagen sind von dieser Festsetzung ausgenommen.  
11.2                Höhe der Einfriedungen einschließlich Toranlagen über der Geländeoberfläche: 

Max. Höhe der Einfriedung im Bereich  I      3,00 m 
  Max. Höhe der Einfriedung im Bereich  II      2,00 m 

 Die nach den Festsetzungen zu Abgrabungen und Aufschüttungen zulässige 
Geländemodellierung gilt als „Geländeoberfläche“ im Sinne dieser Festsetzung. 

11.3  Einfriedungen: 

Folgende Eingrünungsflächen können mit eingefriedet werden: 
Private Grünflächen im Norden (östlich der Erschließungsstraße), im Westen und im 
Süden 

Folgende Eingrünungsflächen dürfen nicht eingefriedet werden: 
Eingrünung öffentlich im Norden (westlich der Erschließungsstraße) und im Nordwesten 
 (äußerer 5.0 m breiter Streifen zur freien Landschaft hin) 

  Alle anderen Einfriedungen sind entlang der bestehenden bzw. zukünftigen 
 Grundstücksgrenzen zulässig.  

12.  Immissionsschutz

12.1  Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche in ihrer Wirkung 
  Auf die maßgeblichen Immissionsorte in den benachbarten Misch- und Wohngebiets- 
  lagen die folgenden Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691: 2006-12 weder  

tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) überschreiten. 

Tabelle 7. Emissionskontingente LEK tags und nachts in dB. 
Teilfläche i   LEK,i tags   LEK,i nachts 

GE 1    63    45 
GE 2    63    45 
GE 3    63    45 
GE 4    63    45 
GE 5    61    50 

Die Bereiche GE1 – GE5 gelten nur in Zusammenhang mit der Plandarstellung des 
 Emissionsgutachtens. Diese gelten nicht für die Feststetzungen im Panteil des 
 Bebauungsplans.  

    Sektor B 
12.2      ---------------- Einteilung in Richtungssektoren A und B entsprechend der 
                Sektor A     Schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung von Müller BBM vom  

05. Mai 2017 (Bericht Nr. M131842/01), Anhang A, Seite 6 ff 

12.3  Für Immissionsorte in dem im Plan dargestellten Richtungssektor B erhöhen sich die 
Emissionskontingente LEK,i tags und nachts um ein Zusatzkontingent LEK,zus. = 6 dB. 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5 wobei in 
den Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte im Richtungssektor B LEK,i durch 
LEK,i + LEK,zus zu ersetzten ist. Die Anwendung der in der DIN 45691, Abschnitt 5 

 beschriebenen Regelungen zur Summation ist zulässig. 

12.4  Bei der Genehmigung eines Vorhabens ist für die maßgeblichen Immissionsorte in 
den benachbarten Misch- und Wohngebieten nachzuweisen, dass die durch das 
beantragte Vorhaben verursachten Beurteilungspegel die verfügbaren 
Immissionskontingente einhalten oder unterschreiten können. Die 
Immissionskontingente ergeben sich dabei aus den im Bebauungsplan festgesetzten 
Emissionskontingenten und dem Zusatzkontingent nach den festgesetzten Verfahren. 
Die Ermittlung der Beurteilungspegel einer Anlage soll unter Ansatz der zum Zeitpunkt 
der Genehmigung tatsächlich vorhandenen Schallausbreitungsverhältnisse 
entsprechend den geltenden Berechnungs- und Beurteilungsrichtlinien (TA Lärm: 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 1998) erfolgen. 

12.5  In begründeten Ausnahmefällen können die o. g. Emissionskontingente auf einer 
Teilfläche um bis zu 2 dB überschritten werden, wenn durch ein schalltechnisches 
Gutachten eines Sachverständigen nachgewiesen wird, dass dies nicht zu einer 
Überschreitung der Anforderungen der TA Lärm (Technische Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm vom 26. August 1998) im Zusammenspiel aller einwirkenden 
Anlagengeräusche in der Nachbarschaft führt und sichergestellt ist, dass die o. g. 
Emissionskontingente mit Zusatzkontingent auf den übrigen Teilflächen keine 
Einschränkung erfahren. 

12.6  Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsleiter und 
Betriebsinhaber sind im Bereich  I  (Teilfläche GE 5 des Schallschutzgutachtens) 
nicht zulässig. 

12.7  Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsleiter und 
Betriebsinhaber sind im Bereich  II  (Teilflächen GE 1, GE 2, GE 3 und GE 4 des 
Schallschutzgutachtens) ausnahmsweise zulässig, wenn deren Abstand mindestens 50 
m zur östlichen Grundstücksgrenze beträgt. Ansonsten dürfen sie nur errichtet werden, 
wenn mit dem Bauantrag nachgewiesen wird, dass der Schutzanspruch dieser 
Wohnungen zu keiner Einschränkung der gewerblichen Nutzung der angrenzenden 
Gewerbeflächen führt.  
Mit dem Bauantrag ist in diesen Fällen ein schalltechnisches Gutachten vorzulegen, 
dass die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm für Gewerbegebiete in Höhe 
von 65 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts durch die bestehenden bzw. genehmigten 
Betriebe vor den zu öffnenden Fenstern schutzbedürftiger Aufenthaltsräume der 
geplanten Wohnung nachweist und belegt, dass die im Bebauungsplan festgesetzten 
Emissionskontingente mit Zusatzkontingent auf den Nachbarflächen keine 
Einschränkung erfahren. 

12.8    Fläche für Lärmschutzwand 
   
  Im Bereich dieser Fläche ist eine Lärmschutzwand als selbständige bauliche Anlage  
  festgesetzt. 

Zwingende Höhe der Oberkante der Lärmschutzwand:   
5,0 m über Geländeoberkannte der emittierenden Betriebsfläche. 

12.9  Die Schalltechnische Verträglichkeitsuntersuchung von Müller BBM vom 05. Mai 2017  
(Bericht Nr. M131842/01) ist Bestandteil des Bebauungsplanes und ist zu den üblichen 
Parteiverkehrszeiten in der VG Glonn, Marktplatz 1, 85625 Glonn einzusehen. So weit 
in dieser Untersuchung Bezug genommen wird auf den Bebauungsplan „Münchener 
Straße Südwest“, handelt es sich um den hier vorliegenden Bebauungsplan 
„Münchener Straße West“.  

13. Artenschutz am Gebäude
 Bei der Neuerrichtung der Gebäude bzw. der Lärmschutzwand sind Nisthilfen für 

Gebäudebrüter  (Fledermäuse, Mauersegler, Haussperling, Schwalben) an geeigneten 
Standorten anzubringen bzw. in Dachflächen und Fassaden zu integrieren.  
Im Bereich   I sind mind.10 Nisthilfen und im Bereich  II pro Parzelle mind. 3 Nisthilfen 
zu schaffen". 

14.  Lichtemissionen
Die Beleuchtung der Außen- und Werbeanlagen ist nur mittels insektenfreundlicher 
Lichtquellen zulässig. 

B          Hinweise

 1.  Bäume, zu entfernen    

 2.   Grundstücksgrenzen: 

 2.1.                             Bestehende Grundstücksgrenzen  

 2.2.                             Aufzuhebende Grundstücksgrenzen  

 2.3.                             Vorgeschlagene Grundstücksgrenzen 

 3.                               Anbauverbotszone

 4.              727           Flurstücksnummern (z. B. 727) 

 5.                              Bestehende Gebäude

 6.           Höhenschichtlinien mit Höhenangaben in Metern über NN, z .B. 590,00 

 7.   Querungshilfe 

 8.    Fahrspur für Linksabbieger 

 9.                   Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

 9.1                 Die Gebäude sind, soweit erforderlich, vor Fertigstellung an die zentrale  
Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Oberpframmern anzuschließen.  

 9.2                 Die Gebäude sind, soweit erforderlich, an die gemeindliche 
   Abwasserbeseitigungsanlage des gKu VE München Ost anzuschließen. 

 9.3                 Das unverschmutzte Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken großflächig 
oberflächennah zu versickern.  

 9.3.1              Die Anlagen zur Versickerung sind so zu errichten, dass sie der „Verordnung über die 
                       erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser  
                       (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung  – NWFreiV) vom 01.01.2000 (GVBl Nr. 
                       3/2000 S. 30)“ und den „Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von  
                       gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)“ vom 12.01.2000  
                       (AllMBl Nr. 3/2000 S. 84) entsprechen. 

9.3.2              Es wird dringend empfohlen, vor Baubeginn Sickertests durchzuführen. Das Gutachten 
 des Büros für Baugrund- und Umweltberatung, Diplom-Geologe Ulrich Jung, ist zu den 
üblichen Parteiverkehrszeiten in der VG Glonn, Marktplatz 1, 85625 Glonn einzusehen. 

 9.3.3              Sollte die Versickerung nicht in vollem Umfang möglich sein, so ist ein Sickerschacht  
                       als Absetz- und Rückhalteschacht zu errichten. Dies ist so zu bewerkstelligen, dass bei  
                       angenommener langfristiger Versickerung ein Retentionsvolumen von mind. 10 l je
                       Quadratmeter versiegelter bzw. überbauter Fläche vorhanden ist. Der geforderte 
                       gedrosselte Ablauf wird durch die angenommene langfristige Versickerung ersetzt.  

 9.4 Hang- und Schichtwasser 
 Zur Sicherung der hangseitigen Gebäudeteile werden großzügig dimensionierte 

Drainagen empfohlen. Ebenso wird darauf hingewiesen, dass die durch Hang-, Schicht- 
oder Stauwasser gefährdeten Gebäudeumfassungen mind. bis 25 cm über der 
Geländeoberkante wasserdicht und auftriebssicher errichtet werden sollten. Dies gilt 
auch für Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge und ähnliche Öffnungen. 

Auf die Gefahr von Starkregenereignissen sowie auf die möglichen Schutzmaßnahmen 
bzw. Elementarschadenversicherungen wird hingewiesen. 

�9.5                 Grundwasser 
                       Permanente Grundwasserabsenkungen zur Schaffung der Voraussetzung der 
                       Bebaubarkeit der Grundstücke sind nicht zulässig. Werden für die Zeit der Bauarbeiten  
                       wasserhaltende Maßnahmen erforderlich, so ist rechtzeitig zuvor hierfür die  
                       wasserrechtliche Genehmigung beim Landratsamt einzuholen. 

 9.6                 Mit der Eingabeplanung sind Entwässerungspläne mit Darstellung der Behandlung und  
                       Beseitigung des Niederschlags- sowie des Schmutzwassers einzureichen. 

10.                  Brand- und Katastrophenschutz 
                       Im Brandfalle muss die Durchführung von Feuerlöschmaßnahmen für alle Gebäude 
                       gewährleistet sein. Zugänge, Zufahrten und Aufstell- und Bewegungsflächen für die 
                       Feuerwehr müssen Art. 15 Abs. 3 BayBO entsprechen. 
                       Die Sicherstellung des Löschwasserbedarfs wird durch die Planung der Wasserver-
                       sorgung und durch einen Hydrantenplan nachgewiesen. 

11.  Immissionen 

11.1                Es ist mit landwirtschaftlichen Immissionen im ortsüblichen Umfang zu rechnen. 

11.2  Die in der schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung (Bericht Nr. M131842/01 
vom 05. Mai 2017) auf Seite 32, Punkt 7.1 vorgeschlagene Mindesthöhe eines 
Gebäudes im Bereich GE I a kann erreicht werden durch ein Gebäude mit Satteldach 
bei entsprechender Firsthöhe von mind. 9,0 m, sodass im Zusammenwirken mit der 
unter A 12.8 festgesetzten Schallschutzwand die Emissionskontingente in Richtung des 
Sektors A als eingehalten betrachtet werden können, was jedoch nicht vom 
betriebsspezifischen Nachweis befreit.  

12.                  Altlasten 
                       Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Altlasten oder Kampfmittel 

bekannt. 

13.                  Denkmalschutz 
                       Bei Realisierung des Bebauungsplanes zutage kommende Bodendenkmäler sind 
                       meldepflichtig gem. § 8 Denkmalschutzgesetz. 

14.  Bei den Pflanzungen sind Art. 47 u. 48 des A����hrungsgesetzes zum BGB vom 
  20.07.82 (Grenzabstand von Bäumen, Sträuchern usw.) zu beachten. 

15. Im Zuge der Eingabeplanung ist ein Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 

16. Der § 14 Abs. 2 und Abs. 3 der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Ebersberg ist 
zu beachten. 

C          Verfahren

1.    Aufstellungsbeschluss:
       Die Gemeinde Oberpframmern hat in der Sitzung vom 09. 08. 2018 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB  

die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am  
24. 08. 2018 ortsüblich bekannt gemacht. 

2.    Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung:
       Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
       und Anhörung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 09. 08. 2018 hat  
       stattgefunden in der Zeit vom 26. 10. 2018 bis 27. 11. 2018. 

3.    Frühzeitige Behördenbeteiligung: 
       Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
       § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 09. 08. 2018 
       hat stattgefunden in der Zeit vom 26. 10. 2018 bis 27. 11. 2018. 

4.    Billigungsbeschluss: 
Der Gemeinderat hat die Billigung des Vorentwurfes zum Bebauungsplan in der Fassung vom  
10. 01. 2019 beschlossen. 

5.    Öffentliche Auslegung:
       Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 10. 01. 2019 wurde mit Begründung und  
       Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28. 01. 2019 bis 05. 03. 2019 öffentlich  
       ausgelegt. 

6.    Behördenbeteiligung: 
       Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 10. 01. 2019 wurden die Behörden 
       und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28. 01. 2019 

bis 05. 03. 2019 beteiligt. 

7.    Satzungsbeschluss:
       Die Gemeinde Oberpframmern hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 04. 04. 2019 den 
       Bebauungsplan mit Begründung i. d. F. v . 04. 04. 2019 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als   
       Satzung beschlossen. 

       Oberpframmern, den 09. 04. 2019            (Siegel)                    ................................................... 
                                                                                                         Andreas Lutz, 1. Bürgermeister 

8.    Ausgefertigt:

       Oberpframmern, den 11. 04. 2019            (Siegel)                    ................................................... 
                                                                                                         Andreas Lutz, 1. Bürgermeister 

9.    Bekanntmachung:
       Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am ………………..gemäß § 10 Abs. 3   
       Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit    
       dem Tag zu den üblichen Dienstzeiten in den Amtsräumen der Verwaltungsgemeinschaft Glonn,  
       Marktplatz 1, 85625 Glonn, zu jedermanns Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt auf  
       Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
       Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215  
       BauGB wird hingewiesen. 

        Oberpframmern, den     (Siegel)                   ................................................... 
                                                                                                         Andreas Lutz, 1. Bürgermeister 

Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung für das Gewerbegebiet

      " Münchener Straße West"
  
             Gemeinde Oberpframmern, Landkreis Ebersberg

Fertigungsdaten:                                                  
Entwurf  vom   09. 08. 2018 
Entwurf  vom   10. 01. 2019 
Fassung vom   04. 04. 2019 

Gemeinde Oberpframmern     Entwurfsverfasser
                                                                                                                                               

.....................................................    .................................................. 
Andreas Lutz, 1. Bürgermeister                           Hans Baumann,  Architekt 
Gemeinde Oberpframmern     Architekten Hans Baumann & Freunde 
www.oberpframmern.de      www.baufalken.de

 5.1.6  Deckungsmaterial 
Dachziegel oder Betondachsteine in Rot bis Rotbraun  
und extensive Dachbegrünung  
Bei Dachneigungen von weniger als 15°  auch Metalld ächer in einem den Dachziegeln 
entsprechenden Farbton  
Die Dachflächen sind mit nicht reflektierender Oberfläche auszubilden. Blendwirkungen 
auf die Verkehrsflächen und die mittelbare Nachbarschaft sind auszuschließen. 
Entsprechende Untersuchungen bzw. Materialeigenschaften sind nachzuweisen.  

 5.2  Fassadengestaltung 
Für Fassaden sind nur gedeckte Farben (sog. Erdfarben) und Weiß sowie die 
Materialfarben von Holz, Mauerwerk und Beton zulässig.  

Die Fassadenflächen sind mit nicht reflektierender Oberfläche auszubilden. 
Blendwirkungen auf die Verkehrsflächen und die mittelbare Nachbarschaft sind 
auszuschließen. Entsprechende Untersuchungen bzw. Materialeigenschaften sind 
nachzuweisen.  

 5.3  Gebäudegestaltung 
  Das Längen-Breiten-Verhältnis der Hauptgebäude ist zulässig mit  

1,4  zu  1,0 oder schlanker. 
  Das Längen-Breiten-Verhältnis freistehender Wohngebäude ist zulässig mit  

1,2  zu  1,0 oder schlanker. 

 5.4  Solaranlagen 
Aufgeständerte Solaranlagen auf Dächern sind zulässig, dürfen die zulässige Firsthöhe  
jedoch nicht überragen. 
Gebäudeunabhängige Solaranlagen sind zulässig im Rahmen des Art. 57 BayBO. 

   
 6.                   Garagen und Kfz-Stellplätze und Nebenanlagen nach § 14 BauNVO,   

 6.1                 Die nach der gemeindlichen Stellplatzverordnung i. d. F. v. 18. 05. 2011 notwendigen  
  Kfz-Stellplätze müssen auf den Baugrundstücken nachgewiesen werden. 

 6.2  Je fünf Stellplätze sind mit mind. einem Baum aus der Artenliste zu überstellen.  

 6.3  PKW-Stellplätze sind sickerfähig zu befestigen. 

 7.                   Verkehrsflächen und Erschließung

 7.1                             Öffentliche Verkehrsfläche 

 7.2   Straßenbegrenzungslinie 

 7.3   Öffentlicher Fuß- und Radweg   

 7.4                              Sichtdreieck mit Angabe der Schenkellänge in Metern, z. B. 3/200 

 7.5      festgesetzte Grundstückszufahrt 

 7.6       Elektrizität  (Trafostation) 

 7.7   Fläche für Wasserwirtschaft (Rigolenversickerung)  
   Muldenversickerung ist auch außerhalb dieser Flächen zulässig. 


